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Große Anfrage 

der Fraktionen der SPD und FDP 

Eignungsvoraussetzungen für die Beschäftigung im öffentlichen Dienst 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Wie ist die Rechtslage für die Einstellung und Beschäftigung 
im öffentlichen Dienst? 

2. Wie wird in der Praxis bei der Feststellung der Vorausset- 
zungen der Gewähr der Verfassungstreue verfahren? 

3. Hält die Bundesregierung die Praxis für verbesserungsbe- 
dürftig? 

4. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung für eine 
gesetzliche Regelung der Monopolausbildungen außerhalb 
des Beamtenverhältnisses? 


Bonn, den 6. Dezember 1978 


Wehner und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
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Begründung 

Die Praxis zur Feststellung der nach unserer Verfassung, den 
Beamtengesetzen und den Tarifverträgen für den öffentlichen 
Dienst gebotenen Verfassungstreue hat vielfach Zweifel an der 
Liberalität in unserem Land aufkommen lassen. Der Bundes- 
kanzler hat in seiner Regierungserklärung vom 16. Dezember 
1976 dazu eingehend Stellung genommen. 

Die Bundesregierung und die Koalitionsfraktionen haben stets 
nachdrücklich auf Verbesserungen in der Verfahrenspraxis hin- 
gewirkt. 

So haben SPD und FDP in der Entschließung des Deutschen Bun- 
destages vom 24. Oktober 1975 u. a. festgestellt: 

„Der freiheitliche demokratische Staat geht von der Verias- 
sungsloyalität seiner Bürger aus. Zugunsten der Bewerber für 
den öffentlichen Dienst spricht daher grundsätzlich die Vermu- 
tung, daß sie in ihrer Person die Gewähr der Verfassungstreue 
bieten." 

Im Einklang mit dieser Entschließung hat die Bundesregierung 
durch die am 19. Mai 1976 beschlossenen „Grundsätze für die 
Prüfung der Verfassungstreue" den Ministerpräsidentenbe- 
schluß vom 28. Januar 1972, der zu Fehlentwicklungen beige- 
tragen hat, für ihren Bereich abgelöst. 
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